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Verordnung
über das Gebäude- und Wohnungsregister
und die Datenlogistik (Änderung)
Verordnung
über den preisgünstigen Wohnraum (Änderung)
Kantonale Geoinformationsverordnung (Änderung)
(vom 27. Oktober 2021)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Die Verordnung über das Gebäude- und Wohnungsregister und
die Datenlogistik vom 29. Januar 2014 wird geändert.

II. Die Verordnung über den preisgünstigen Wohnraum vom 11. Juli
2018 wird geändert.

III. Die Kantonale Geoinformationsverordnung vom 27. Juni 2012
wird geändert.

IV. Die Verordnungsänderungen treten am 1. Februar 2022 in Kraft.
Wird ein Rechtsmittel ergriffen, wird über die Inkraftsetzung erneut
entschieden. 

V. Gegen die Verordnungsänderungen und Dispositiv IV Satz 1
kann innert 30 Tagen, von der Veröffentlichung an gerechnet, beim
Verwaltungsgericht des Kantons Zürich Beschwerde erhoben werden.
Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und dessen Begründung ent-
halten.

VI. Veröffentlichung dieses Beschlusses, der Verordnungsänderun-
gen und der Begründung im Amtsblatt.

Im Namen des Regierungsrates
Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:
Jacqueline Fehr Kathrin Arioli
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Verordnung
über das Gebäude- und Wohnungsregister
und die Datenlogistik
(Änderung vom 27. Oktober 2021)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Verordnung über das Gebäude- und Wohnungsregister und die
Datenlogistik vom 29. Januar 2014 wird wie folgt geändert:

Titel:

Verordnung
über das Gebäude- und Wohnungsregister
und die Datenlogistik (GWDV)

Ingress:

Der Regierungsrat,

gestützt auf die Verordnung vom 9. Juni 2017 über das eidgenössische
Gebäude- und Wohnungsregister (VGWR) und das Kantonale Geo-
informationsgesetz vom 24. Oktober 2011,

beschliesst:

§ 1. In dieser Verordnung bedeuten:
lit. a–d unverändert.
lit. e wird aufgehoben.
lit. f–h werden zu lit. e–g.
h. kombinierte Bau-/GWR-Erhebung: Führen der Baustatistik kom-

biniert mit der Erhebung von Änderungen am GWR.
lit. i wird aufgehoben.

Zuständigkeiten § 2. Das Amt für Raumentwicklung (ARE) schliesst mit dem Bun-
desamt für Statistik (BFS) die für die Umsetzung des Bundesrechts erfor-
derlichen Vereinbarungen ab.

a. Baudirektion
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b. Koordinati-
onsstelle

§ 3. 1 Das ARE führt die kantonale Koordinationsstelle gemäss
Art. 5 Abs. 1 VGWR.

2 Die kantonale Koordinationsstelle:
a. betreut die Erhebungsstellen Baustatistik fachlich hinsichtlich der

kombinierten Bau-/GWR-Erhebung mit Ausnahme der Städte mit
anerkanntem GWR,

b. stellt in Absprache mit dem BFS sicher, dass die Daten des GWR
regelmässig aktualisiert werden,

c. betreibt ein Auskunftssystem mit einer Kopie der Daten des BFS.
lit. d–i werden aufgehoben.

Abs. 3 wird aufgehoben.

§ 4 wird aufgehoben.

c. Gemeinden§ 5. Die Gemeinden sind für die Erhebung und Nachführung der
Registerdaten sowie deren Übermittlung an das GWR verantwortlich.

§ 6 wird aufgehoben.

ARE§ 7. 1 Das ARE:
lit. a unverändert.
b. schliesst mit den zuständigen Stellen Vereinbarungen über die Dienst-

leistungen gemäss § 8 ab,
c. setzt im Einvernehmen mit den Gremien der kantonalen IKT-Steue-

rung und -Führung Standards und Schnittstellen für die Datenüber-
mittlung im Aufgabenbereich der Datenlogistik fest.
2 Die Vereinbarung regelt insbesondere Art und Inhalt der Daten-

übermittlung, die zum Schutz der Daten vorzukehrenden Massnahmen
und die Kostenverrechnung.

Fachstelle 
Datenlogistik

§ 8. 1 Die Fachstelle Datenlogistik des ARE erbringt folgende
Dienstleistungen:
lit. a unverändert.
b. Datenübermittlung zwischen den Informatiksystemen der öffent-

lichen Organe,
lit. c–e unverändert.

Abs. 2 unverändert.
3 Die Fachstelle verrechnet die Leistungen gemäss Abs. 1 lit. a und b

zu Selbstkosten. Die Leistungen gemäss Abs. 1 lit. c–e sind kostenlos.
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Verordnung
über den preisgünstigen Wohnraum (PWV)
(Änderung vom 27. Oktober 2021)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Verordnung über den preisgünstigen Wohnraum vom 11. Juli
2018 wird wie folgt geändert:

§ 14 wird aufgehoben.

Kantonale Geoinformationsverordnung (KGeoIV)
(Änderung vom 27. Oktober 2021)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Kantonale Geoinformationsverordnung vom 27. Juni 2012 wird
wie folgt geändert:

Anhang 2

Geobasisdaten
des kantonalen Rechts in der Zuständigkeit von Kanton
und Gemeinden

Die Zeile «Kantonales Gebäude- und Wohnungsregister» wird auf-
gehoben.
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Begründung

A. Ausgangslage

Mit Beschluss Nr. 24/2001 bewilligte der Regierungsrat gestützt auf
das Projekt «Gebäudedaten – Halten und Verteilen» (damalige Bezeich-
nung «Gebäudedatenpool», RRB Nr. 3373/1996) den Aufbau des Ge-
bäude- und Wohnungsregisters des Kantons Zürich («GWR-ZH»). Das
«GWR-ZH» ist Bestandteil des Systems DatenlogistikZH, das unter-
schiedliche Grundstücks- und Gebäudedaten umfasst (vgl. hierzu RRB
Nr. 1288/2018). Das «GWR-ZH» umfasst zurzeit rund 308 000 Gebäude
und unterstützt die Gemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im
Bereich Baustatistik, Gebäude- und Wohnungsregister sowie bei der
Harmonisierung der Einwohnerregister. Zudem steht dem Kanton Zü-
rich damit eine umfassende Analysegrundlage für das Bau-, Gebäude-
und Wohnungswesen mit hoher Aktualität zur Verfügung.

2017 hat der Bundesrat die Verordnung über das eidgenössische
Gebäude- und Wohnungsregister (VGWR; SR 431.841) totalrevidiert.
Die Totalrevision der VGWR hat Auswirkungen auf das «GWR-ZH»
und auf die amtliche Vermessung. So ist beispielsweise neben der Pflicht
zur Einführung von neuen Merkmalen im «GWR» auch der Einsatz von
eCH-Standards möglich. Zudem wurde eine neue Weisung zur Erfas-
sung der Gebäude in der amtlichen Vermessung und im Gebäude- und
Wohnungsregister erlassen. In der Folge muss nun auch das «GWR-ZH»
angepasst werden. Gestützt auf diese Entwicklungen hat das Amt für
Raumentwicklung (ARE), Fachstelle Datenlogistik, zusammen mit dem
Statistischen Amt sowie dem Verein Zürcher Gemeindeschreiber und
Verwaltungsfachleute eine Analyse betreffend «GWR-ZH» in Auftrag
gegeben. Die Analyse zeigt, wie sich die Aufbauorganisation und die
Applikationslandschaft im Bereich «GWR-ZH» sowie weiterer Objekt-
daten in den kommenden Jahren entwickeln soll, damit die Aufgaben
der Gemeinden und des Kantons effizient abgewickelt werden können.
Zudem wurde festgestellt, dass die Wartbarkeit der Applikation «Bau-
erhebung GWR-ZH» aufgrund des Alters (Teile des Programmcodes
sind fast 15 Jahre alt) nicht mehr bzw. nur unter hohen Zusatzkosten
gewährleistet ist und die entsprechend veraltete Technologie die An-
forderungen in Bezug auf die zehn kritischsten Sicherheitsrisiken für
Webanwendungen (OWASP Top 10) nicht mehr erfüllt.
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B. Ziele und Umsetzung

Die rechtliche Grundlage für den Betrieb und die Weiterentwick-
lung des Gebäude- und Wohnungsregisters im Kanton Zürich ist in der
Verordnung über das Gebäude- und Wohnungsregister und die Daten-
logistik vom 29. Januar 2014 (LS 704.16) geregelt. Auf der Grundlage
der GWR-Analyse sowie der Änderung der VGWR wurde vom ARE
die Initialisierung des Projekts «ObjektwesenZH-2020» veranlasst mit
dem Ziel, das «GWR-ZH» abzulösen und auf ein eigenes GWR-Nach-
führungssystem zu verzichten. Stattdessen sollen die Gemeinden – als
zuständige Stellen für die Erhebung und die Nachführung der Register-
daten – die Daten direkt an das eidgenössische GWR übermitteln. Der
Kanton bezieht sodann eine Kopie dieser Daten vom eidgenössischen
GWR und stellt diese im Rahmen des künftigen ObjektwesenZH für
die kantonalen Nutzerinnen und Nutzer bereit (vgl. RRB Nr. 1288/2018).
Für diese Neuausrichtung ist eine Änderung der Verordnung über das
Gebäude- und Wohnungsregister und die Datenlogistik notwendig. Der
Regierungsrat hat der Baudirektion den entsprechenden Auftrag erteilt
(RRB Nr. 1288/2018, Dispositiv III).

C. Ergebnis der Vernehmlassung

Das Vernehmlassungsverfahren zu den Änderungen der Verordnung
über das Gebäude- und Wohnungsregister und die Datenlogistik wurde
mit Schreiben der Baudirektion vom 6. Januar 2021 eröffnet und dau-
erte bis zum 12. März 2021. Sämtliche auch nach Ablauf der Frist ein-
gegangenen Stellungnahmen wurden in der Auswertung berücksich-
tigt.

Insgesamt wurden neben den 162 politischen Gemeinden des Kan-
tons Zürich 22 weitere Stellen zur Vernehmlassung eingeladen. Von die-
sen Adressatinnen und Adressaten haben 18 auf eine Stellungnahme
verzichtet, 14 den Änderungen pauschal zugestimmt und neun mit einer
inhaltlichen Stellungnahme geantwortet, was einer Rücklaufquote von
rund 22% entspricht.

Im Übrigen wird auf den separaten Bericht zur Vernehmlassung
verwiesen.
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D. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Verordnungstitel
Für die Verordnung wird die Abkürzung «GWDV» eingeführt.

Zu § 1. Begriffsdefinitionen
Lit. e wird aufgehoben, da das Gebäude- und Wohnungsregister

des Kantons Zürich («GWR-ZH») künftig nicht mehr betrieben wird.
Die Gemeinden liefern ihre Daten direkt an das eidgenössische GWR.

In lit. i ergibt sich eine Folgeänderung aus dem Wegfall des «GWR-
ZH». Lit. i wird zu lit. h und umschreibt die kantonale Koordinations-
stelle im Sinne von Art. 5 Abs. 1 VGWR. Die Kantone müssen eine
offizielle Stelle einführen, die für die Koordination der Aufgaben mit
den für die Nachführung der Daten des GWR zuständigen kommuna-
len Stellen verantwortlich ist. Die kantonale Koordinationsstelle ist
Hauptansprechpartnerin für das Bundesamt für Statistik (BFS), stellt
bei Bedarf die Koordination mit den Gemeinden sicher und sorgt dafür,
dass die kommunalen Stellen ihre Aufgaben gemäss den Bestimmun-
gen der VGWR und den vom BFS aufgestellten Richtlinien (Qualität,
Fristen) erfüllen (vgl. auch neu § 3). 

Zu § 2. Zuständigkeiten a. Baudirektion
Die bisherige lit. a wird zur einzigen Bestimmung von § 2. Die Da-

ten des GWR sollen ein Bestandteil der künftigen Nutzungsplattform
«ObjektwesenZH» sein. Für den Bezug, die Nutzung und die Weiter-
gabe soll die Baudirektion künftig eine Kopie der Bundesregisterdaten
(eidgenössisches GWR) zur Führung eines kantonalen Auskunftssystems
beziehen. Das ARE schliesst mit dem BFS die notwendigen Vereinba-
rungen ab.

Lit. b–e werden aufgehoben. Die Bestimmungen über die Verwen-
dung und Weitergabe der Registerdaten im 3. Abschnitt der VGWR
wurden aufgrund der Änderung von Art. 10 Abs. 3bis des Bundesstatistik-
gesetzes (SR 431.01) grundlegend überarbeitet und insbesondere die
Weitergabe der GWR-Daten wurde vereinfacht. Der 3. Abschnitt regelt
die Verwendung und Weitergabe aller Daten des GWR, unabhängig
davon, aus welcher Datenquelle die Daten in das GWR übernommen
wurden. Eine ergänzende Bestimmung auf kantonaler Stufe ist deshalb
nicht mehr notwendig.

Mit dem Verzicht, ein eigenes GWR-Nachführungssystem zu betrei-
ben, entfällt die Möglichkeit, den Merkmalskatalog des Bundes mit kan-
tonalen Merkmalen zu ergänzen. Auch auf die Möglichkeit einer Prä-
zisierung des Merkmalskatalogs kann verzichtet werden. In der neuen
Funktion als «kantonale Koordinationsstelle» kann das ARE den Merk-
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malskatalog des BFS nicht übersteuern. Primäre Funktion der kanto-
nalen Koordinationsstelle ist seit dem ersten Quartal 2021 die Bera-
tung und Betreuung der Gemeinden.

Neu werden die Gemeinden die Daten des GWR nach Massgabe
der Bestimmungen gemäss VGWR direkt an das eidgenössische GWR
übermitteln. Eine Beaufsichtigung der Gemeinden erübrigt sich mit dem
Verzicht auf das «GWR-ZH». Für die Koordination zwischen dem BFS
und den kommunalen Nachführungsstellen ist künftig die kantonale
Koordinationsstelle zuständig (vgl. Art. 5 Abs. 1 VGWR in Verbindung
mit neu § 3). 

Für die grossen Städte besteht gestützt auf Art. 6 Abs. 1 VGWR
nach wie vor die Möglichkeit, ein eigenes Register zu führen.

Zu § 3. b. Koordinationsstelle
Abs. 1: Das ARE führt künftig nicht mehr die Geschäftsstelle «GWR-

ZH», sondern die kantonale Koordinationsstelle im Sinne von Art. 5
Abs. 1 VGWR. Mit der Neuorganisation ändern sich auch die Aufga-
ben der neuen Koordinationsstelle. Mit der «Koordinationsstelle GWR-
ZH» bietet die Datenlogistik eine umfangreiche Betreuung der Gemein-
den an. Zum Dienstleistungsangebot gehören:
– Beantwortung fachlicher Fragen rund um das GWR
– Klärung von Zuständigkeitsfragen (BFS oder Koordinationsstelle

GWR-ZH)
– Unterstützung bei der Erfassung und Bearbeitung von Bauprojek-

ten und Gebäuden im GWR nach den Qualitätsanforderungen des
Bundes

– Begleitung bei Quartalsabschlüssen im GWR
– Koordination und Planung übergeordneter Aufgaben für Bereini-

gungs- und Erweiterungsprojekte des Bundes:
– Entgegennahme von Projekten des BFS und/oder des Bundes-

amtes für Landestopografie 
– Triage und Vorbereitung der Arbeiten, die durch kommunale

GWR-Nachführungsstellen auszuführen sind 
– Erstellung von Auswertungen und Bereitstellung von Hilfsmit-

teln für die Erfüllung dieser Aufgaben
– Koordination mit allfälligen weiteren beteiligten Stellen wie der

kantonalen Vermessungsaufsicht der Amtlichen Vermessung (AV)
oder kommunalen AV-Nachführungsstellen

– Schulungsangebot zur GWR-Nachführung in Zusammenarbeit mit
dem BFS
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Abs. 2: Gemäss der neuen lit. a soll die kantonale Koordinations-
stelle die GWR-Erhebungsstellen fachlich hinsichtlich der kombinier-
ten Bau-/GWR-Erhebung betreuen. Diese Betreuungsaufgabe wurde
bereits mit Verfügung der Baudirektion Nr. 0634/18 vom 30. Mai 2018
eingeführt (vgl. hierzu auch die Erläuterungen zu § 4).

Die neue lit. b stützt sich auf Art. 5 Abs. 2 VGWR. Die kantonale
Koordinationsstelle stellt in Absprache mit dem BFS sicher, dass die
Daten des GWR regelmässig aktualisiert werden. Art. 12 VGWR regelt
die Überprüfung und Berichtigung der Daten, wobei die Qualitätsprü-
fung der GWR-Daten durch den Bund erfolgt. Gemäss Art. 12 Abs. 3
VGWR werden Abweichungen, die vom BFS im Rahmen der Quali-
tätsprüfung festgestellt werden, direkt den zuständigen Stellen über-
mittelt.

Die neue lit. c regelt, dass die kantonale Koordinationsstelle ein Aus-
kunftssystem mit einer Kopie der Bundesdaten betreibt. Dies ermög-
licht hinsichtlich des Projekts «ObjektwesenZH» eine einfache und ef-
fiziente Nutzung der Daten innerhalb des Kantons (vgl. RRB Nr. 1288/
2018).

Das System «ObjektwesenZH» soll als zentrale Plattform einen ein-
heitlichen Zugang zu Daten der folgenden Quellsysteme unterschied-
licher Dateneigentümerinnen und -eigentümer gewähren:
– AV: Lage und Geometrie der Objekte
– Gebäudeversicherung Kanton Zürich: Gebäudebewertung zur Risiko-

abschätzung und Schadenprävention, Versicherungsnehmerinnen
und -nehmer sowie Vertreterinnen und Vertreter

– Steueramt: Schätzung von Grundstücken und Gebäuden für Steuern
und Versicherungen

– Grundbuch: Eigentümerinnen und Eigentümer, Rechte und Las-
ten

– BFS: Bauprojekte, Gebäude und Wohnungen
Anders als heute können kantonale und kommunale Stellen künftig

konsolidierte Daten nutzen, für die sie die notwendigen Berechtigun-
gen haben. Um dies zu ermöglichen, werden entsprechende rechtliche
und vertragliche Grundlagen geschaffen. Daher besteht zu keinem Zeit-
punkt eine Doppelspurigkeit.

Die Applikation «ObjektwesenZH» wird zukünftig nur noch eine
Kopie der GWR-Daten führen. Es wird jedoch täglich eine Aktualisie-
rung des Datenbestandes vorgenommen. Da der Datenbestand nur noch
als Kopie geführt wird, sind die vorhandenen Daten aber nicht mehr
mutationsgenau. Die neusten Daten liegen bereits heute – seit erfolg-
reicher Datenmigration zum BFS im März 2021 – nur noch beim eGWR
vor.
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Lit. d–i werden als Folgeänderung des Wegfalls des «GWR-ZH»
aufgehoben. 

Abs. 3 wird aufgehoben. Die Führung eines anerkannten GWR durch
grosse Städte richtet sich nach Massgabe von Art. 6 VGWR.

Zu § 4. c. Statistisches Amt
§ 4 wird aufgehoben bzw. die Betreuung der Erhebungsstellen Bau-

statistik erfolgt durch die kantonale Koordinationsstelle (vgl. neu § 3
Abs. 2 lit. a). Auf der Grundlage der GWR-Analyse haben das Statis-
tische Amt und das ARE beschlossen, den fachlichen Support der Ge-
meinden in die Geschäftsstelle «GWR-ZH» bzw. die kantonale Koor-
dinationsstelle zu integrieren. Gründe dafür sind, dass das GWR nicht
mehr nur für rein statistische Zwecke, sondern auch für administrative
Aufgaben verwendet wird, wie beispielsweise als Grundlage für den
elektronischen Umzug. Zudem ist für die Gemeinden die Aufgabentei-
lung zwischen Statistischem Amt und ARE nicht immer klar und nach-
vollziehbar, sodass bisher ein erhöhter Supportaufwand notwendig war.
Die 2001 im Statistischen Amt geschaffene halbe Stelle wurde deshalb
an das ARE übertragen.

Zu § 5. c. Gemeinden
Die Gemeinden sind auch künftig für die Erhebung und Nachfüh-

rung der Registerdaten zuständig (vgl. hierzu Art. 10 VGWR). Neu
erfolgt die Übermittlung direkt an das eidgenössische GWR. Der Bund
stellt die Schnittstelle und die entsprechenden Infrastrukturen zur Ver-
fügung. Deshalb ist der Bund im Zusammenspiel mit den Gemeinden
für die Kontrolle und Einhaltung der Standards verantwortlich.

Zu § 6. Einbezug der öffentlichen Organe
§ 6 wird als Folgeänderung des Wegfalls des «GWR-ZH» aufgeho-

ben.

Zu § 7. ARE
Gemäss Abs. 1 lit. b schliesst das ARE «Vereinbarungen über Dienst-

leistungen gemäss § 8» ab. Damit wird neu zum Ausdruck gebracht, dass
es sich nicht ausschliesslich um Vereinbarungen über Leistungen han-
deln muss.

In Abs. 1 lit. c werden die Begrifflichkeiten an die neue Steuerung
und Führung der kantonalen Informations- und Kommunikationstech-
nologie (IKT) gemäss RRB Nr. 383/2018 angepasst. Unverändert ist vor-
gesehen, dass Standards und Schnittstellen im Einvernehmen festge-
legt werden sollen.
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Im System «ObjektwesenZH» werden keine schützenswerten Per-
sonendaten, sondern lediglich Personenadressen gespeichert. Zudem
werden die übergeordneten Anforderungen (insbesondere Gesetz über
die Information und den Datenschutz [LS 170.4] und Allgemeine sowie
Besondere Informationssicherheitsrichtlinien) eingehalten und umge-
setzt. Die oder der Informationssicherheitsverantwortliche der Direk-
tion wird eng einbezogen. 

Die Applikation «ObjektwesenZH» wird zukünftig nur noch Schnitt-
stellen mit dem offenen «eCH-Standard» zulassen und diese auch im-
plementieren.

In Abs. 2 ergibt sich eine Folgeänderung aus der Änderung in Abs. 1
lit. b.

Werden Dienstleistungsverträge mit Dritten abgeschlossen und ist
die Bearbeitung von Personendaten Gegenstand dieser Verträge, sind
zudem die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) des Kantons zur
Auslagerung von Informatikdienstleistungen und die AGB der Schwei-
zerischen Informatikkonferenz für IKT-Leistungen und Datenbearbei-
tung durch Dritte in diesen Verträgen für verbindlich zu erklären.

Zu § 8. Fachstelle Datenlogistik
Künftig sollen nur noch Basisdienstleistungen im Bereich Daten-

transport und Objektwesen zu Selbstkosten (Vollkostenansatz gemäss
IKT-Strategie, einschliesslich personeller Aufwendungen und eingesetzter
Infrastruktur) verrechnet werden. Weitergehende Leistungen (z.B. kom-
plexe Aufgaben, die nicht automatisiert und standardisiert erfolgen kön-
nen) können wie bis anhin nach Aufwand verrechnet werden, der durch
die kantonale Koordinationsstelle bestimmt wird. Die Bereitstellung des
Auskunftssystems und Dienstleistungen, die mit dessen Betrieb zusam-
menhängen, erfolgen kostenlos. Deshalb erfolgt in Abs. 3 eine Auftei-
lung der Dienstleistungen gemäss Abs. 1, die zu Selbstkosten verrech-
net werden (lit. a und b), und derjenigen, die kostenlos sind (lit. c–e).
Vgl. dazu auch RRB Nr. 1288/2018, S. 8 f., sowie zu den Aufgaben der
Fachstelle die Ausführungen zu § 3.

Im Weiteren werden folgende redaktionelle Änderungen vorgenom-
men: Im Einleitungssatz von Abs. 1 erweist sich die Ergänzung «im Be-
reich Datenlogistik» als entbehrlich und in lit. b wird die Terminologie
an jene in § 1 lit. c angepasst und «elektronisch» weggelassen.
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E. Nebenänderung

Wird kein eigenes Gebäude- und Wohnungsregister («GWR-ZH»)
mehr geführt, sind folgende Verordnungen anzupassen:
– § 14 der Verordnung über den preisgünstigen Wohnraum (LS 700.8)

ist aufzuheben. 
– In Anhang 2 zur Kantonalen Geoinformationsverordnung (LS 704.11)

ist der Datensatz ID 150-ZH nicht mehr zu erwähnen.

F. Weiterer Änderungsbedarf

Schliesslich wird eine Änderung von § 13 Abs. 2 des Gesetzes über
das Meldewesen und die Einwohnerregister (MERG; LS 142.1) zu prüfen
sein. Auf eine sofortige Gesetzesänderung kann verzichtet werden, da
§ 13 Abs. 2 MERG lediglich bestimmt, an welche Stelle die Gemeinden
die Nummern melden müssen. Da die zuständige Stelle aber auch ohne
Änderung zweifelsfrei bestimmbar ist, kann diese Änderung auch erst
im Rahmen einer Revision des MERG vorgenommen werden.

G. Finanzielle Auswirkungen

Die finanziellen Auswirkungen, die zulasten des Kantons, öffent-
licher Einrichtungen bzw. Organe und der Gemeinden entstehen, wer-
den entscheidend durch das neue IKT-Verrechnungsmodell (IKT-Strate-
gie; RRB Nr. 383/2018, S. 10) beeinflusst. Da die Nutzung der Daten
kostenlos ist und keine Verrechnung zu Selbstkosten erfolgt, ergeben
sich tiefere Kosten für die Gemeinden, öffentlichen Einrichtungen bzw.
Organe und den Kanton. Im Gegensatz dazu entstehen durch den Weg-
fall der Verrechnung zu Selbstkosten bei der Fachstelle Datenlogistik
des ARE Mindereinnahmen von jährlich rund Fr. 70 000.

Für den Betrieb der neuen Koordinationsstelle («Koordinations-
stelle GWR-ZH») werden zudem künftig keine jährlichen Beiträge des
Bundes (jährlich rund Fr. 50 000) zur Verfügung stehen, zumal der Kan-
ton Zürich kein anerkanntes Register mehr führen wird.
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H. Regulierungsfolgeabschätzung

Die vorliegenden Verordnungsänderungen führen zu keiner admini-
strativen Mehrbelastung von Unternehmen im Sinne von § 1 in Ver-
bindung mit § 3 des Gesetzes zur administrativen Entlastung der Unter-
nehmen (LS 930.1) bzw. § 5 der Verordnung zur administrativen Ent-
lastung der Unternehmen (LS 930.11).

Aus wirtschaftlicher Sicht führt die Kostenlosigkeit des Auskunfts-
systems (vgl. die Erläuterungen zu § 8) zu einer Entlastung von verschie-
denen kantonalen und kommunalen Stellen, da sie die Daten kosten-
los beziehen können. Dies kommt indirekt auch den öffentlichen und
privaten Auftraggebenden zugute.

I. Inkraftsetzung

Die Änderungen der Verordnungen sollen am 1. Februar 2022 in
Kraft treten.


